
Äußerungen für einen der Zahl und Zusammensetzung 
nach unbestimmten, nicht durch besondere persönliche 
Beziehungen verbundenen Personenkreis gehört wer­
den konnten.

Diese Begriffsbestimmung ist jedoch nicht richtig. 
Sie entspricht nicht dem Inhalt des § 131 StGB, dessen 
Aufgabe es ist, die Einrichtungen und Anordnungen 
unseres Staates davor zu schützen, daß sie verächtlich 
gemacht und in den Schmutz getreten werden. Die bis­
herige Auslegung des Begriffs der Öffentlichkeit ist. in 
allzu starkem Maße kritiklos an die früher in Recht­
sprechung und Kommentaren vorgenommene Beschrei­
bung dieses Tatbestandsmerkmals angelehnt. Die mei­
sten Kommentierungen des § 131 StGB gehen von dem 
Begriff der Öffentlichkeit aus, wie er in der Recht­
sprechung zu § 110 StGB entwickelt worden ist. In 
diesem Straftatbestand ist aber das Wort „öffentlich“ 
mit den weiteren Worten „vor einer Menschenmenge“ 
verbunden. Schon dieser Hinweis zeigt, daß der Be­
griff der Öffentlichkeit in § 131 StGB ein anderer sein 
muß, als der des § 110 StGB. Es ist deshalb erforder­
lich, unter Beachtung der Verschiedenartigkeit des in 
verschiedenen Bestimmungen geschützten Objekts die 
bisherige Auslegung des § 131 StGB kritisch zu über­
prüfen. Für § 131 StGB als Voraussetzung seiner An­
wendung zu verlangen, daß die Behauptung erdichteter 
oder entstellter Tatsachen vor einer größeren Men­
schenmenge geschehen müsse, geht weil über Inhalt 
und Zweck dieser Strafbestimmung hinaus. Es genügt 
hier vielmehr, daß die Möglichkeit der Kenntnisnahme 
der staatsverleumderischen Behauptungen durch einen 
unbestimmten Personenkreis besteht. Diese Möglich­
keit kann auch dann gegeben sein, wenn der Täter er­
wartete, daß seine auch nur einer oder wenigen Per­
sonen gegenüber abgegebene Erklärung an einen un­
bestimmten Personenkreis weitergegeben werde. Das 
bedeutet, daß das Tatbestandsmerkmal des öffentlichen 
Behauptens unter den sonstigen Voraussetzungen 
selbst dann gegeben sein kann, wenn die verleumde­
rische Äußerung auch nur einer Person gegenüber ge­
macht wird. Jedoch muß in diesem Falle der Täter 
wissen oder damit rechnen, daß diese Person die von 
ihm gemachten Äußerungen weitergeben wird. Neben 
diesen, die Zahl der Empfänger, denen gegenüber die 
staatsverleumderische Behauptung aufgestellt wird, 
betreffenden Momenten ist auch für die Feststellung 
des Merkmals der Öffentlichkeit die Wahl des Ortes 
mit den sich daraus ergebenden unterschiedlichen 
Möglichkeiten des Mithörens' durch weitere Personen 
in Betracht zu ziehen.

So wird die Öffentlichkeit dann zu bejahen sein, 
wenn es sich dabei um einen unbeschränkt zugäng­
lichen Ort, wie z. B. Straßen, Hotels, Verkaufsstellen 
des staatlichen und privaten Handels, oder um Räume 
und Einrichtungen handelt, die ihrer Art oder Bestim­
mung nach öffentlichen Zwecken dienen, wie z. B. 
öffentliche Verkehrsmittel, Diensträume staatlicher In­
stitutionen, Bibliotheken, Sportanlagen usw. Aus­
nahmsweise kann jedoch auch in diesen Fällen der Ort 
allein die Öffentlichkeit nicht begründen, wenn die 
Kenntnisnahme durch andere Personen im konkreten 
Fall objektiv unmöglich ist, z. B. wenn die Mitteilung 
auf einsamer Landstraße oder in einer geschlossenen 
Telefonzelle geschieht. Ausschließlich dem persön­
lichen Leben und Gebrauch dienende Räume, wie 
Privatwohnungen, scheiden aus dem Kreis der Örtlich­
keiten, die für sich allein geeignet sind, die Öffentlich­
keit zu begründen, aus.

Die Voraussetzung der Öffentlichkeit ist aber auch 
dann gegeben, wenn in einer an sich nicht als öffent­
liche Örtlichkeit zu bezeichnenden Umgebung, wie pri­
vaten Wohnräumen, Werkstätten und dergleichen, die 
persönliche Atmosphäre durch den Charakter der be­
treffenden Äußerungen und der völlig unpersönlichen 
Beziehungen, in denen sich der Kundgebende und der 
Empfänger der Mitteilung gegenüberstehen, beseitigt 
ist. Es ist hierbei zu denken an fremde Personen — 
wobei „fremd“ nicht gleichzusetzen ist mit „unbe­
kannt“ —, die in der Ausübung staatlicher oder gesell­
schaftlicher Tätigkeit, aber auch z. B. aus persönlichen 
Geschäftsgründen in den privaten Räumen des Täters 
weilen und von diesem genötigt werden, sich staats­
verleumderische Erklärungen anzuhören, und der

Täter damit rechnet, daß diese Äußerungen weiter­
getragen werden. Aus welchen Gründen letzteres ge­
schehen kann, ob aus Verantwortungslosigkeit, Klatsch­
sucht oder Sensationslust, ist bedeutungslos, da es 
hierbei nur auf die Absicht des Täters ankommt, 
staatsverleumderische Erklärungen mit dem Erfolg ab­
zugeben, daß sie in die Öffentlichkeit dringen.

Das Merkmal der Öffentlichkeit ist dann nicht ge­
geben, wenn die Mitteilungen an einem Ort, der nicht 
als öffentlich i. S. der vorstehenden Ausführungen an­
gesehen werden kann, gegenüber Personen gemacht 
wird, die zum Täter in einem Verhältnis der in § 46 
StPO beschriebenen Art oder in Beziehungen von ähn­
licher Vertrautheit stehen, wie das z. B. beim Ver­
lobten der Fall ist. Der gleiche Maßstab ist grundsätz­
lich anzulegen bei Mitteilungen an Personen, die gern. 
§ 47 StPO das Recht zur Aussageverweigerung haben, 
wenn ihnen gegenüber solche Behauptungen in ihrer 
Eigenschaft als Geistlicher, Rechtsanwalt, Arzt oder 
Abgeordneter erhoben werden. In allen diesen Fällen 
muß jedoch der Täter dafür Sorge getragen haben, 
daß seine Mitteilungen als nicht zur Weitergabe be­
stimmt erkennbar werden.

Art. 6 der Verfassung.
In der Ausnutzung kirchlicher Einrichtungen zu 

Wühlarbeit gegen den Arbeiter-und-Bauern-Staat liegt 
eine schwere Form der Boykotthetze.

BG Leipzig, Urt. vom 28. November 1957 — 1 b Ks 
370/57.

Der Angeklagte Siegfried Schmutzler trat nach seinem 
Staatsexamen in den kirchlichen Dienst und war seit Sep­
tember 1954 dritter Pfarrer an der Peterskirche in Leipzig.

.Von der Kirchenleitung hatte er den Auftrag, sich beson­
ders um die christlichen Studenten der Universität Leipzig 
zu kümmern und sie seelsorgerisch zu betreuen. Aus die­
sem Grunde wurde er auch als Studentenpfarrer be­
zeichnet.

Etwa 1952 erhielt der Angeklagte von der Kirchenleitung 
die Anweisung, sich als Pfarrer auch mit dem Marxismus- 
Leninismus zu beschäftigen. Er sollte selbst marxistische 
Literatur studieren, um zu lernen, „die Argumente der 
Marxisten zu widerlegen“. Außerdem war er beauftragt, 
bei den Bürgern, die Mitglieder der Kirche waren, „den 
Einfluß des Marxismus zurückzudrängen“. In diesem Ent­
wicklungsprozeß erhielt der Angeklagte damals schon 
eine negative Einstellung zu unserem Staat.

Im Jahre 1954 kam der Angeklagte mit den westdeut­
schen evangelischen Akademien in Verbindung. Durch die 
westdeutsche Studentengemeinde erhielt er Einladungen 
zu Lehrgängen und Vorträgen. Zunächst nahm er zur 
evangelischen Sozialakademie in Friedewald Verbindung 
auf. Dort besuchte er mehrere Vorträge und hielt sich dort 
auch mehrmals während seines Urlaubs auf. Die Leiter 
der Akademien, besonders die in Friedewald, sind Feinde 
unseres Staates. Ständig werden dort sog. antimarxistische 
Lehrgänge durchgeführt. Unter anderem halten solche 
Personen wie Kriegsminister Strauß, andere NATO-Offi- 
ziere und der Verräter Leonhardt an diesen Akademien 
Vorträge, was aus den Veröffentlichungen der westdeut­
schen Presse selbst hervorgeht. In allen Vorträgen bemüht 
man sich, die marxistische Weltanschauung zu widerlegen, 
wobei man zum Teil verfälschte marxistische Literatur 
verwendet und dabei die gesellschaftlichen und politischen 
Verhältnisse in der Deutschen Demokratischen Republik 
und in anderen sozialistischen Staaten verleumdet. An 
diesen Akademien wird Hetzmaterial ausgegeben, das von 
den Teilnehmern in die DDR eingeschleust wird.

Der Angeklagte wurde durch seine Teilnahme an einem 
solchen Lehrgang an der Akademie Friedewald und an 
mehreren Vorträgen, sowie auf Grund der zahlreichen 
Gespräche mit leitenden Personen dieser Akademie immer 
mehr gegen unseren S*aat beeinflußt. Er wurde aufgefor­
dert, Studenten der Universität Leipzig zu Vorträgen und 
Lehrgängen an diese Akademie zu entsenden und auch 
andere Pfarrer aus der DDR für den Besuch dieser Lehr­
gänge zu gewinnen. Tatsächlich hat der Angeklagte auch 
etwa 70 Studenten zu diesen Akademien geschickt, damit 
sie dort gegen unreren S'aat beeinflußt werden. Er war 
bemüht, immer wieder andere Studenten zu entsenden, 
damit ein großer Kreis von Personen von dem Gift des 
Antbolschewismus infiziert wurde. Er brachte seihst Ab­
schriften von Hetzvorträgen und auch Hetzliteratur mit, 
welche er in Leipzig bei seinen Aussprachen und Ver-
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